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Sechs Verfahren

Ü In dem konkreten Fall des
OLG-Wien ging es um die Frage,
ob Verurteilungen nach § 209 bei
der Strafbemessung als Erschwer-
ungsgrund herangezogen werden
dürfen. Das Oberlandesgericht be-
jahte das, weil es § 209 „nicht an
allgemeiner moralischer Einsehbar-
keit, sondern bloss an Gleichbe-
handlungskriterien gemangelt hat“.
Straftäter, die das Pech hatten,
zuvor nach dem anti-homosexuel-
len Sonderstrafgesetz verurteilt
worden zu sein, sind dementspre-
chend härter zu bestrafen als jene
Straftäter, die nicht nach § 209 vor-
bestraft sind. Das Oberlandesge-
richt Wien lässt § 209 damit weit
über seine Abschaffung hinaus
noch negative Wirkungen entfalten.

§ 209 des Strafgesetzbuches
statuierte eine Sondermindest-
altersgrenze von 18 Jahren für
homosexuelle Kontakte zwischen
Männern. Für Heterosexuelle und
Lesben hingegen galt eine Mindest-
altersgrenze von 14 Jahren. 

2002 hat der Verfassungsge-
richtshof § 209 aufgehoben (VfGH
21.06.2002, G 6/02). Kurze Zeit
später hat der Europäische Men-
schengerichtshof Verurteilungen
nach § 209 als schwer menschen-
rechtswidrig erkannt (L. & V. vs.
Austria 2003). Seither gilt für alle
sexuellen Kontakte eine Mindest-
altersgrenze von 14 Jahren, gleich
ob hetero- oder homosexuell. Auf
die früheren § 209-Verurteilungen
hatte das jedoch keine Auswirkun-
gen. Diese Verurteilungen sind bis
heute in Kraft und sie blieben so-
gar im österreichweiten Straf-
register vorgemerkt. 

Erst 2006 hat Bundespräsident
Fischer, auf Vorschlag der damali-
gen Justizministerin Gastinger,
einen grossen Teil der § 209-Ver-
urteilungen im Gnadenweg aus
dem Strafregister löschen lassen.
Gegen die Löschung aller Verur-
teilungen leisteten Teile der Beam-
tenschaft erfolgreich Widerstand.
Wer in ihren Augen einer gnaden-
weise Löschung der Verurteilung
nicht würdig war, dessen § 209-

Verurteilung blieb im Strafregister.
Obwohl diese Verurteilungen, die
allein auf § 209 beruhten, zweifel-
los schwer menschenrechtswidrig
waren, gleich was diese § 209-
Opfer sonst in ihrem Leben an-
gestellt haben mochten.

AREG nicht mehr eingebracht

Einige § 209-Opfer, denen die
Löschung aus dem Strafregister
verwehrt worden war, beschritten
den Gerichtsweg. In Österreich fan-
den sie kein Gehör. Weder vor dem
Verfassungsgerichtshof, noch vor
dem Verwaltungsgerichtshof und
auch nicht vor dem Obersten
Gerichtshof. 

Der Europäische Menschen-
rechtsgerichtshof hingegen hat ihre
Beschwerden nun angenommen
und die Bundesregierung aufge-
fordert, einerseits die fortgesetzte
Speicherung der § 209-Verurteil-
ungen als Vorstrafen zu rechtferti-
gen (A.V. vs. Austria, 48779/07; A.S.
vs. Austria, 48777/07; E.B. vs.
Austria, 31913/07; H.G. vs. Austria
II, 38357/07; H.G. vs. Austria III,
48098/07), andererseits die Ver-
wertung von solchen Verurteilun-
gen als Erschwerungsgrund in
Strafverfahren (E.B. vs. Austria III,
27783/09). Die Regierung hat dafür
bis 20.01.2010 Zeit.

„Diese Verfahren sind von
höchster Bedeutung; niemand soll
deshalb heute noch leiden müssen,
weil er früher das Opfer einer
Menschenrechtsverletzung wurde“,
sagt der Wiener Rechtsanwalt Dr.
Helmut Graupner, Präsident der
Homosexuellen-Bürgerrechtsorga-
nisation Rechtskomitee LAMBDA
und Vertreter der Beschwerdefüh-
rer, „Das Parlament könnte unserer
Republik die Blamage der nochma-
ligen Verurteilung ersparen, doch
der seinerzeit von RKL-
Kuratoriumsmitglied Terezija
Stoisits eingebrachte und durch die
Neuwahlen verfallene Antrag für
ein Amnestie-, Rehabilitierungs-
und Entschädigungsgesetz (AREG)
ist bislang nicht wieder eingebracht
worden“. l

Menschenrechtsgerichtshof 
beschäftigt sich mit „untotem“ § 209

Noch lange nach der Aufhe-
bung durch den Verfassungs-

gerichtshof hat das Ober-
landesgericht Wien das be-

rüchtigte anti-homosexuelle
Sonderstrafgesetz § 209

Strafgesetzbuch (StGB) als
moralisch einsehbar gerecht-

fertigt (OLG Wien 13.06.
2006, 20 Bs 155/06z). Der

Europäische Menschenrechts-
gerichtshof hat nun das

Verfahren gegen Österreich
eingeleitet (E.B. vs. Austria

III, 27783/ 09). In fünf weite-
ren Fällen geht es um die

anhaltende Eintragung der
§209-Verurteilungen im

Strafregister. 
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Ü Inhaltlich wie optisch
will sich das Vangardist On-
linemagazin abseits des
Mainstream bewegen. „Wir
wollen progressiv sein und
eine Vorreiterrolle einneh-
men. Das spiegelt sich
schon im Namen ,Vangar-
dist', angelehnt an Avantgar-
de, wieder. Grundsätzlich
richtet sich unser Magazin
an Männer, die Männer mö-
gen. Uns geht es darum,
mehr Selbstverständnis für
Homosexualität zu erzeu-
gen. Auch innerhalb der
Community“ so die Heraus-
geber Julian Wiehl und
Carlos Gómez. 

Es werden Lifestyle-
und Reisethemen ebenso
präsentiert wie Politik und
Gesundheit. „Unser Ziel ist
es, gerade bei Gesellschafts-
oder Gesundheitsthemen,
ein bisschen Humor hinein
zubringen und trotzdem
informativ und anspruchs-
voll zu schreiben.“ Das De-
sign war den beiden Maga-

zingründern von Anfang an
ein besonderes Anliegen.
Vangardist präsentiert sich
schlicht und schick, in
Form eines Flashbooks, das
per Klick durchgeblättert
werden kann. Diese
Technologie ermöglicht es
auch, Videos,
Animationen,
großformatige
Fotografien,
Musik und
atmosphärische
Sounds zu ver-
wenden. Gerade
wegen der
audio-visuellen
Besonder-
heiten, sieht
sich Vangar-
dist nicht als
Konkurrenz
herkömmli-
cher Print-
magazine
oder Gay Platt-
formen. Im Gegenteil. Van-
gardist wird ein Multipli-
kator in der Verbreitung
von Informationen mit
künstlerischem Anspruch.

Schon die erste Ausga-
be, die Anfang Dezember
erscheinen wird, verspricht
einige optische Leckerbis-
sen, zum Beispiel eine bil-
derreiche Reisereportage
aus Kolumbien oder die
zwei eigens produzierten
Fotostrecken aus Bogota
und Wien. 

Die Leser erhalten das
Magazin als Link kostenlos
und monatlich an ihre Email
Adresse. Projektunterstützer
können sich schon jetzt onli-
ne registrieren oder nehmen
einfach am Vangardist
Gewinnspiel teil. l

Werde ein Vangardist! –
Registriere Dich kostenlos auf
www.vangardist.com und du be-
kommst den Link zur aktuellen
Ausgabe jeden Monat per Email.

Mach mit beim Vangardist
Gewinnspiel!
Empfehle Vangardist an Deine
Freunde und gewinne eines
von drei Blackberry Storm
Handys oder eines von zehn
X-Box Spielen!  

VANGARDIST.COM

Das neue Online-Magazin 
für Männer, die Männer mögen

Das Vangardist Team auf der Wiener Regenbogenparade RKL Rechtsberatung
durch qualifizierte JuristInnen

jeden Donnerstag
19.00-20.00

in der Beratungsstelle Courage,
Windmühlg.15/1/7,1060 Wien
Voranmeldung: 01/585 69 66

kostenlos –anonym

Es tut sich etwas im Gay-
Medien-Bereich: Ein junges
Wiener Unternehmen hat
sich zur Aufgabe gemacht,
eine Nische zu besetzen, die
neben kommerziellen Porta-
len, Flirt- und Chatseiten bis-
her etwas vernachlässigt
wurde: Anspruchsvolle Un-
terhaltung und Information
in „Hochglanz“ Qualität.
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Das RKL Kuratorium
Ü Univ.-Prof. Dr. Josef Christian Aigner, Institut 
für Erziehungswissenschaften, Univ. Innsbruck; 
Ü Abg. z. NR a.D. Mag. Thomas Barmüller, Lib.
Forum;  Ü Univ.-Prof. Dr. Nikolaus Benke, Legal
Gender Studies, Univ. Wien; Ü LAbg. a.D. Univ. Prof.
Dr. Christian Brünner, Prof. f. Staats- u. Verwaltungs-
recht, Univ. Graz Ü Dr. Erik Buxbaum, Generaldir.
f.d. öff. Sicherheit; Ü BM a.D. NR Abg.Dr.Caspar
Einem,SPÖ; Ü Univ.-Prof. Dr. Max Friedrich, Vor-
stand der Univ.-Klinik für Neuropsychiatrie des
Kindes- u. Jugendalters, AKH Wien; Ü Univ.-Prof.
Dr. Bernd Christian Funk, Inst. für Staats- und
Verwaltungsrecht, Univ. Wien; stv. Vors. Menschen-
rechtsbeirat BMI Ü Mag. Karin Gastinger, BM für
Justiz a.D.; Ü Dr. Marion Gebhart, Kinder- u.
Jugendanwältin d. Stadt Wien a.D.; Ü Dr. Alfred
Gusenbauer, Alt-Bundeskanzler; Ü BM a.D. Dr. Hilde
Hawlicek, SPÖ; Ü Dr. Barbara Helige, Vormalige
Präs. Richtervereinigung; Ü NRAbg. Dr. Elisabeth
Hlavac, SPÖ; Ü Dr. Lilian Hofmeister, Expertin für
Menschenrechte u. Genderfragen; Ü Dr. Judith
Hutterer, Präs.d.Öst.Aids-Komitees; Ü Hon.-Prof. Dr.
Udo Jesionek, vorm. Präs. Jugendgerichtshof, Präs.
Weisser Ring;  Ü Gery Keszler, Life-Ball Organisator;
Ü Abg. z. NR a.D. Dr. Volker Kier, Liberales Forum;
Ü Univ.-Prof. Dr. Christian Köck; Ü Dir. Dr. Franz
Kronsteiner, Vorstandsvorsitzender D.A.S. Öster-
reich; Ü Univ.-Prof. Dr. Kurt Lüthi, em. Prof. für
Dogmatik u. Ethik der evang.-theolog. Fakultät der
Univ. Wien; Ü Univ.-Prof. DDr. Heinz Mayer, Dekan
Rechtswiss. Fakultät Univ. Wien; Ü Prof. Dr. Roland
Miklau, Sektionschef BMJ iR ÜDr. Michael Neider,
Sektionschef BMJ iR  Ü Univ.-Prof. Dr. Manfred
Nowak, Ludwig-Boltzmann-Inst. f. Menschenrechte,
UN-Sonderberichterstatter; Ü Mag. Heinz Patzelt,
Generalsekr., Amnesty Int. Österreich;  Ü Univ.-Prof.
Mag. Dr. Rotraud A. Perner, Sexualwissenschafterin;
Ü LAbg. Dr. Madeleine Petrovic, Die Grünen; Ü
Univ.- Doz. Dr. Arno Pilgram, Institut für Rechts- u.
Kriminalsoziologie, Univ. Wien; Ü DSA Monika
Pinterits, Kinder- u. Jugendanwältin d. Stadt Wien; 
Ü BM a. D. Mag.a Barbara Prammer, Präsident des
Nationalrates;  Ü Dr. Elisabeth Rech, Vizepräs.
Rechtsanwaltskammer Wien; Ü NRAbg. a. D. Dr.
Peter Schieder, Ehrenpräs. d. Parlamentar. Ver-
sammlung des Europarates Ü Dr. Anton Schmid,
Kinder- u. Jugendanwalt d. Stadt Wien; Ü LAbg.
Marco Schreuder, Die Grünen; Ü Rainer Ernst Schütz,
Präs. des Clubs unabhängiger Liberaler (CULTUS),
Wien; Ü NRAbg. a.D. Mag.a Terezija Stoisits,
Volksanwältin; Ü Dr. Peter Tischler, SenPräs OLG 
Ibk i.R.; Ü Univ.-Lekt. Mag. Johannes Wahala, 
Österreichische Ges. für Sexualforschung; Ü Univ.-
Prof. Dr. Ewald Wiederin, Institut für Verfassungs-
und Verwaltungsrecht, Universität Salzburg

PARTNERSCHAFT

Kommt ein Diskri-
minierungsgesetz?

l Obwohl das Jahr nur noch
weniger als drei Monate hat, 
versichern nach wie vor beide
Regierungsparteien, dass gleich-
geschlechtliche Paare ihre Part-
nerschaft ab 1. Jänner 2010 ein-
tragen werden können. Gesetzes-
text liegt immer noch keiner vor.
Was sich aber abzeichnet, ist alles
andere als Gleichbehandlung.

VP-Justizministerin Bandion-Ort-
ner hat bereits klargestellt, dass es
keine Gleichbehandlung mit ver-
schiedengeschlechtlichen Paaren
geben wird: „Gesetz ja, aber keine
Gleichstellung mit der Ehe“. Dass
die eingetragene Partnerschaft
gleichgeschlechtlicher Paare nicht
am selben Ort geschlossen wird,
wo auch die eingetragene Partner-
schaft der verschiedengeschlechtli-
chen Paare (namens „Ehe“) ge-
schlossen wird, scheint bereits
ausgemacht.  Gleichgeschlechtli-
che Partnerschaften sollen nur in
den Bezirkshauptstädten einge-
gangen werden können. Und SP-
Justizsprecher Jarolim hat bereits
sein Okay gegeben. „Wir können
damit leben“, so SPÖ-Justizspre-
cher Jarolim: „Die Eintragung
muss nicht in jeder kleinen Ge-
meinde möglich sein.“

Und die ÖVP hat sich gleich
eine neue Boshaftigkeit ausge-
dacht. Gleichgeschlechtliche
Partnerschaften sollen nicht per-
sönlich geschlossen sondern bloß

Formulare an das Amt geschickt
werden. Die Homosexuellen
selbst will man dort nicht sehen.

Männer- & Frauen-Paare 
am Amt unerwünscht

Dessenungeachtet verkündet
Andrea Brunner aus dem Büro
von Frauenministerin Gabriele
Heinisch-Hosek (SPÖ). „Wir sind
auf einem guten Weg. Nur ein
paar Details der Regelung sind
noch offen“.

Ein paar Details? Bislang gibt
es nur den Berger-Entwurf aus
der vergangenen Legislaturpe-
riode. Dieser bestand nur aus
dem zivilrechtlichen Teil, und
selbst dieser wies 24 Abweich-
ungen zum Eherecht auf. Eine
generelle Gleichstellungsklausel
fehlte ebenso wie die Bereiche
ausserhalb des Zivilrechts: So-
zial(versicherungs)recht, Frem-
denrecht, Staatsbürgerschafts-
recht, Steuerrecht, Arbeitsrecht,
Beamtenrecht etc. 

Alles nur ein paar Details?
Spanien, Belgien, Niederlande,
Norwegen, Schweden (konserva-
tiv regiert) und demnächst
Luxemburg (konservativ regiert),
Albanien (konservativ regiert),
Portugal haben das Prinzip „ein
Recht für alle“ umgesetzt und
lassen auch gleichgeschlechtliche
Paare heiraten. Wir dürften es
nicht einmal zur sexuellen
Rassentrennung einer mit der
Ehe gleichgestellten eingetrage-
nen Partnerschaft bringen. 

Wir lassen uns gerne freudig
überraschen. Aber wir befürch-
ten Schlimmes. l

Drei Damen 
werken am
Partnerschafts-
gesetz: Innen-
ministerin Fekter,
Frauenministerin
Heinisch-Hosek,
Justizministerin
Bandion-Ortner


